
Gesetz zur Überleitung der besatzungsrechtlichen
Vorschriften der BRD-Restorganisation auf die

Regierungsorganisation des Deutschen Reiches im
Zuge der Wiederherstellung der verfassungsmäßigen

Ordnung auf der Grundlage der Verfassung der
deutschen Republik vom 11. August 1919 in der
zuletzt geänderten Fassung vom 5. Januar 2022

vom 5. Januar 2022

Präambel

Der auf dem Ewigen Bund beruhende Auftrag der Deutschen Reichsregierung
besteht darin, die unter den Bedingungen langjähriger Besatzung durch feindli-
ches Militär,  unter Kriegsrecht und unter fremd veranlaßtem Besatzungsrecht
entstandenen  politisch-sozialen  Gesellschaftsstrukturen  und  deren  Entwick-
lungsprozesse in die institutionelle verfassungsmäßige Ordnung des Deutschen
Reiches zu überführen. 

Mit dem Schluß des Ewigen Bundes 1871 und in dessen Fortsetzung, Festigung
und Erneuerung durch die Verfassung der Deutschen Republik vom 11. August
1919 wurde das Ideal des exzeptionell antizipierten Nationalstaates formell ge-
schaffen und mit dem gesellschaftlichen Entwicklungsauftrag (RGBl. 1871, S.
64) – dem Schutz des Bundesgebietes und des innerhalb desselben gültigen
Rechtes sowie zur Pflege der Wohlfahrt des Deutschen Volkes, in Freiheit und
Gerechtigkeit sowie dem inneren und äußeren Frieden zu dienen – ausgestattet.

Das Überleitungsgesetz ist Beitrag zur Sicherung politischer Handlungsfähigkeit 
im Zuge der Ausformung staatlicher Organisation während der Reorganisation 
institutionalisierter Organe zur Wiederherstellung der verfassungsmäßigen Ord-
nung im Deutschen Reich und den reichsangehörigen Gliedstaaten.

Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen:
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§ 1

(1) Die bisher angewendeten Rechtsvorschriften der BRD-Besatzungsorganisati-
on bleiben bis zur Regelung durch Recht des Deutschen Reiches in Kraft. 

(2) Sie treten jedoch insoweit außer Kraft, als sie den konstituierenden Grund-
sätzen der deutschen Verfassung vom 11. August 1919 in der zuletzt geän-
derten Fassung vom 5. Januar 2022 widersprechen oder als sich aus den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches oder aus diesem Gesetz die 
Aufhebung ergibt.

§ 2

(1) Die gegen dieses Gesetz verstoßende Rechtsanwendung und Ausübung von 
Rechten ist nichtig.

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes bilden eine allen Rechten, Rechtslagen 
und Rechtsnormen immanente Inhaltsbegrenzung.

(3) Die Grundsätze dieses Gesetzes gelten auch für das gesamte öffentliche 
Recht.

§ 3

Die gegen dieses Gesetz verstoßende Rechtsausübung oder Ausnutzung einer 
Rechtslage ist als Rechtsüberschreitung mißbräuchlich und unzulässig.

§ 4

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung im gesamten Umfange des Rei-
ches in Kraft.

Berlin, am 5. Januar 2022

In Ausübung der Reichsleitung, autorisiert durch das Gesetz über die vorläufige Ausübung der
Reichsgewalt vom 10. Mai 2009, durch Artikel 189 der Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August

1919 zur Erneuerung und Festigung des Ewigen Bundes in der Fassung vom 15. November 2009 in der
zuletzt geänderten Fassung vom 5. Januar 2022 sowie unter Berufung auf das Reichsleitungsgesetz vom

8. Januar 2017, mit der durch Eid und die Berufung in das Amt des Kanzlers des Deutschen Reiches
erlangten Autorisation

Der Reichskanzler

Stefan Andreas aus der Familie Görlitz

Seite 2 von 2 des Gesetzes zur Überleitung besatzungsrechtlicher Vorschriften vom 5. Januar 2022


